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Beistandschaft 308/310  ZGB Kompetenzen

Ausgangslage und Fragestellung

Für das Kind einer nicht verheirateten Mutter war nach der Geburt eine Beistandschaft nach Art. 309/308 Abs. 2 ZGB errichtet und nach Herstellung des Kindesverhältnisses und Genehmigung des Unterhaltsvertrages durch die zuständige VB aufgehoben worden. In einem späteren Zeitpunkt wurde der Mutter dieses Kindes die Obhut nach Art. 310 ZGB entzogen und für deren Kind eine Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 ZGB errichtet; mit der Führung dieser Beistandschaft wurde dieselbe Beiständin ernannt, die früher die Ausserehelichenbeistandschaft geführt hatte.

Im Rahmen eines Prozesses betr. Abänderung des Unterhaltsbeitrages, der vom Vater des Kindes angestrengt wurde, hat das Gericht, bei dem die Unterhaltsabänderungsklage hängig ist, die Erziehungsbeiständin aufgefordert, eine Klageantwort einzureichen.
Die Beiständin erkundigt sich, 
· ob sie dazu ermächtigt sei und 
· ob sie bejahendenfalls bei der VB eine Prozessvollmacht einholen müsse, 
· ob für den laufenden Prozess nicht vielmehr eine Vertretungsbeistandschaft hätte errichtet werden müssen,
· welche Rolle die Mutter habe in diesem Prozess, 
· unter welchen Voraussetzungen die Abänderung des Unterhaltsvertrages möglich sei und
· ob es eine Möglichkeit gäbe, den Unterhaltsvertrag aussergerichtlich abzuändern.

Erwägungen

Für die Klage auf Abänderung des Unterhaltsurteils oder Unterhaltsvertrags gelten bezüglich Zuständigkeit und Verfahren die Grundsätze der  Unterhaltsklage (Art. 279 f.) (BSK-Breitschmid N 7 Art. 286 ZGB).


Beklagte Partei ist das Kind, wenn es urteilsunfähig ist, vertreten durch die Inhaberin der elterlichen Sorge oder durch einen Beistand nach Art. 308 Abs. 2 ZGB.


Ob die Erziehungsbeiständin nach Art. 308 ZGB befugt ist, die Kindesinteressen im Abänderungsprozess zu vertreten hängt von deren konkreten Auftrag gemäss Anordnungsbeschluss  ab. Falls sie lediglich mit der Durchführung und Begleitung der durch den Obhutsentzug notwendig gewordenen Platzierung und allenfalls der Überwachung des Besuchsrechts sowie der Unterstützung der Mutter in ihrer Erziehungsaufgabe beauftragt ist, ist sie nicht zur Interessenwahrung im Unterhaltsabänderungsprozess befugt. In diesem Fall müsste der Auftrag der Beiständin durch einen entsprechenden Beschluss der Vormundschaftsbehörde erweitert und ihr Prozessvollmacht mit Substitutionsrecht nach Art. 421 Ziff. 8 ZGB eingeräumt werden. Falls die Wahrung des Unterhaltsanspruchs bereits zu ihren Aufgaben gehört, ist lediglich sicherzustellen, dass sie auch die Prozessvollmacht hat

Falls die bereits ernannte Beiständin nicht mit der Wahrung des Unterhaltsanspruchs beauftragt ist, könnte mit der neuen Aufgabe der Interessenwahrung des Kindes im Unterhaltsabänderungsprozess auch eine separate Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB errichtet und eine andere geeignete Person mit der Führung dieser (Vertretungs)beistandschaft beauftragt werden. Ob der Auftrag der bereits ernannten Beiständin ausgeweitet oder eine neue Beistandschaft mit einem neuen Beistand errichtet werden soll hängt davon ab, ob die bereits ernannte Beiständin mit den Verhältnissen genügend vertraut und für die Interessenwahrung im laufenden Prozess geeignet ist, wofür die Tatsache spricht, dass sie den Unterhalt im Rahmen der Ausserehelichenbeistandschaft geregelt hat.

Die Mutter des Kindes ist nicht Partei im Abänderungsprozess, sie könnte aber grundsätzlich die Interessen des Kindes vertreten. Falls sie dazu nicht in der Lage ist oder wegen Loyalität zum Unterhaltspflichtigen befangen ist, wird in der Regel für das Kinde eine Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2  errichtet.

Voraussetzung für die Abänderung eines Unterhaltsurteils oder Unterhaltsvertrags ist eine erhebliche Änderung der Verhältnisse (BSK-Breitschmid, N 10 Art. 286 ZGB). Als Abänderungsgründe auf Seiten des Kindes kommen Krankheit, Unfall, besondere Ausbildungsbedürfnisse, Erbanfall, Arbeitserwerb in Betracht und auf Seiten des Unterhaltspflichtigen qualifziert veränderte wirtschaftliche Umstände (Arbeitslosigkeit, massgeblicher Einkommensrückgang ohne Einflussmöglichkeit des Pflichtigen, familiäre Veränderungen (neue Unterhaltsverpflichtungen) (BSK-Breitschmid, N 13 f. Art. 286 ZGB).

Zulässig sind auch vertragliche Änderungen und zwar unabhängig davon, ob der Beitrag ursprünglich auf  Klage oder einvernehmlich, im Unterhalts- oder einem eherechtlichen Verfahren festgesetzt worden war. Eine aussergerichtlich getroffene Abänderungsvereinbarung bedarf wieder der Genehmigung durch die Vormundschaftsbehörde gemäss Art. 287 Abs. 1 ZGB, damit sie für das Kind verbindlich wird.

Schlussfolgerungen

Die Beantwortung der Hauptfrage, ob die Erziehungsbeiständin zur Erstattung einer Klageantwort legitimiert sei, hängt vom Anordnungsbeschluss und dem darin formulierten Auftrag ab. Nötigenfalls kann dieser Auftrag erweitert oder für die Interessenwahrung des Kindes im Unterhaltsabänderungsprozess eine neue Beistandschaft errichtet und ein neuer Beistand ernannt werden. Die Beantwortung der weiteren Fragen kann direkt den Erwägungen entnommen werden.

Niederrohrdorf, 25. April 2004 

Christoph Häfeli
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